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Erster Burgermeister Jurgen Reinhard er6ffnet um 19:02 Uhr die Sitzung des Bau- und
Umweltausschusses. Er begrif3t alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemafe Ladung und
Beschlussfahigkeit des Bau- und Umweltausschusses fest und erkundigt sich nach Einwanden
gegen die Tagesordnung.

Die Niederschrift vom 13.12.2022 wurde vollinhaltlich genehmigt (Abstimmungsergebnis: 10:0;
Stimmenthaltungen: -).

OFFENTLICHE SITZUNG

[ TOP 1 Gemeindewald Niedernberg, Forsteinrichtung Zwischenrevision |

Beschluss:

Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Niedernberg erteilt zu den im Sachverhalt dar-
gestellten Anderungen des Forstwirtschaftsplans aus dem Jahr 2012 fiir den Gemeindewald
Niedernberg seine Zustimmung.

Abstimmungsergebnis: Ja: 10 Nein: 0

Sachverhalt:

Kommunen sind nach dem Bayerischen Waldgesetz zur vorbildlichen Bewirtschaftung ihrer
Walder verpflichtet. Hierfir sind nach § 1 der Kommunalwaldverordnung (KWaldV) Forstwirt-
schaftsplane zu erstellen. Ein Forstwirtschaftsplan hat eine Laufzeit von 20 Jahren. Nach der
Halfte der Laufzeit, also nach Ablauf von 10 Jahren, Uberprift die untere Forstbehérde (AELF
Karlstadt), ob eine vorzeitige Erneuerung oder eine Erganzung des Forstwirtschaftsplans nétig
ist. Wesentliche Inhalte des Forstwirtschaftsplans sind die zu erntende Holzmenge (Hiebsatz),
zu pflanzende Baumarten, durchzufihrende Pflegemafl3nahmen.

Der Forstwirtschaftsplan der Gemeinde Niedernberg stammt aus dem Jahr 2012. Er wurde
deshalb Ende letzten Jahres in Form einer Zwischenrevision Uberpriift und abgeéndert. Folgen-
de Sachgriinde haben eine Anderung notwendig gemacht:
¢ viele ungeplante Nutzungen in den Jahren 2018 bis 2021 aufgrund der trockenen Som-
mer und Borkenké&ferbefall in den Fichtenbestanden
e infolgedessen grofRe Schadflachen, auf denen jetzt kein Holz mehr zuwachst
notwendige Verjiingungsmaflnahmen, um einen klimatoleranten Waldaufbau zu gewéahr-
leisten
e geanderte Nutzungsformen: Waldkindergarten, Millenniumswald, Altbdume, die aus
Griunden des Naturschutzes auf der Flache verbleiben (Biotopbaume)

Im Wesentlichen ergeben sich daraus folgende Konsequenzen:

e Der Hiebsatz des Gemeindewaldes wird rickwirkend zum 01.01.2023 um 100 Efm/Jahr
auf 2.000 Efm/Jahr reduziert.

e Anderung der jahrlichen Kulturflachen von 1,5 ha auf 1,3 ha im Jahr. Erhéhung des
Laubholzanteils zulasten der geplanten Douglasienanteile.

e Erhohung der jahrlich zu pflegenden Jungbestandsflache von 4,0 ha auf 4,9 ha.

e Der Waldbestand in unmittelbarer Umgebung zum Waldkindergarten sowie der Millenni-
umswald wird aus der Bewirtschaftung genommen.

| TOP 2 Gemeindewald Niedernberg, Jahresbetriebsplanung 2023
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Beschluss:

Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Niedernberg erteilt zu der vom Amt fir Erndh-
rung, Landwirtschaft und Forsten Karlstadt, AuRenstelle Miltenberg, ausgearbeiteten Jahresbe-
triebsplanung 2023 fur den Gemeindewald Niedernberg seine Zustimmung.

Abstimmungsergebnis: Ja: 10 Nein: 0

Sachverhalt:

Herr Bauer, Herr Bielmeier und Herr Spatz vom Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten
Karlstadt, Aul3enstelle Miltenberg, stellen die angefligte Jahresbetriebsplanung 2023 fir den
Gemeindewald Niedernberg vor.

Aufstellung von Mietcontainern und Lagerflachen

e FI.Nr. 7722/32, Riuttelweg 23, Niedernberg

Beschluss:

Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Niedernberg erteilt zum o. g. Bauvorhaben und
dem damit verbundenen Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans
bzgl. der Dachneigung das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB.

Abstimmungsergebnis: Ja: 10 Nein: 0

Sachverhalt:

Das geplante Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Industrie- und Ge-
werbegebiet Rittelweg“. Der Antragsteller beabsichtigt die Aufstellung von Mietcontainern und
Lagerflachen. In der Betriebsbeschreibung gibt der Antragsteller an, dass eine Lagerraumver-
mietung in Seecontainern zur Nutzung als Abstellraum, Aktenlager, Materiallager, Mdbellager,
etc. sowie offene Lager- und Stellplatze geplant sind. Die Be- und Entladung soll direkt vor dem
Container erfolgen.

Grundflachenzahl

Die Grundflachenzahl (GRZ) gibt an, wieviel Quadratmeter Grundflache je Quadratmeter
Grundstticksflache zulassig sind. Die zulassige Grundflache ist der Anteil des Baugrundstticks,
der von baulichen Anlagen tberdeckt werden darf. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans
.Industrie- und Gewerbegebiet Riittelweg" betrdgt die GRZ im Gewerbegebiet 2 (GE2) 0,55.

Die GRZ darf durch die Grundflache von Garagen und Stellplatzen, Nebenanlagen und sonsti-
gen baulichen Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache um bis zu 50 % Uberschritten werden;
hdchstens jedoch bis zu einer GRZ von 0,8. Die GRZ wird demnach in GRZ | und GRZ Il aufge-
teilt. Die GRZ | umfasst lediglich die Hauptgebaude (Obergrenze = 0,55), die GRZ Il enthalt die
Grundflachen aller baulichen Anlagen auf dem Grundstiick (Obergrenze 0,55 + 50 % = 0,825;
somit hier maximal 0,8).

Die GRZ | betragt laut den Bauantragsunterlagen 0,25; die GRZ 1l 0,39. Damit werden die Fest-
setzungen eingehalten.

Baugrenze
Baugrenzen dirfen von Geb&uden und Gebaudeteilen grundsatzlich nicht Gberschritten wer-

den. Die Baugrenze wird laut der vorliegenden Bauantragsunterlagen eingehalten.

Dachneigung
Die Dachneigung darf laut Bebauungsplan maximal 30° betragen. Die Lagercontainer halten

diese Festsetzung ein.
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Westlich von den geplanten Mietcontainern beabsichtigt der Antragsteller zwei Seecontainer zu
errichten, Gber die ein freitragendes Tonnendach gespannt werden soll. Aufgrund der Wélbung
des Daches gibt es bei Tonnendachern keine einheitliche Dachneigung. Hierfur wurde eine Be-
freiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans beantragt.

Als Begrindung des Antrags ist angegeben, dass eine andere Dachform freitragend nicht wirt-
schaftlich darstellbar ist. Zudem soll dies auch der optischen Erscheinungsform dienen.

Die Gemeindeverwaltung sieht keine Probleme in der Nichteinhaltung der Dachneigung durch
das Tonnendach.

Aufschittung und Einfriedung

Gemall dem Bebauungsplan ,Industrie- und Gewerbegebiet Rittelweg* darf als Aufschut-
tungsmaterial kein Fremdmaterial verwendet werden. Nach dem eingereichten Freiflachenplan
wird die Aufschittung an der sudlichen Grundstiicksgrenze mit vorhandenem Mutterboden auf-
geflllt. Die Hohe betragt maximal 2,0 m (maximal 45°).

Aufgrund der Aufbdschung geht die Gemeindeverwaltung davon aus, dass Regenwasser bei
Starkregen im westlichen Teil des Grundstlicks auf das angrenzende Grundstick 7722/7 laufen
wird. Die Gemeindeverwaltung wird daher fordern, dass entsprechende MalRnahmen getroffen
werden um die Versickerung auf dem Grundstiick des Antragstellers zu gewéhrleisten.

Einfriedungen sind laut Bebauungsplan ausschlie3lich aus Maschendraht- oder Stahlgitterzau-
nen bis zu einer Hohe von 2,0 m zulassig. Es ist beabsichtigt eine Zaunanlage (Maschendraht-
zaun) um das gesamte Grundstlick zu errichten. Nach der Dartstellung im Freiflachenplan soll
diese < 2,0 m hoch sein.

Damit werden die Festsetzungen eingehalten.

Stellplatze
Auf dem Grundstick werden 3 Stellplatze fir das Bauvorhaben errichtet.

Nach (8 3 Nr. 2 Satz 1 der Satzung Uber die Herstellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge in
Verbindung mit Nr. 7.2 der Anlage 1) sind fur Lagerpléatze, etc. ein Stellplatz je 90 m2 Hauptnutz-
flache oder ein Stellplatz je 3 Beschéftigte notwendig.

Laut des eingereichten Stellplatznachweises wird auf Grundlage der Anzahl der Beschaftigten
ein Stellplatz bendttigt.

Die Gemeindeverwaltung ist der Auffassung, dass im vorliegenden Fall die Hauptnutzflache als
Grundlage fur die Berechnung der Stellplatze nicht herangezogen werden sollte. Grund hierfur
ist, dass die Be- und Entladung direkt vor den Mietcontainern erfolgend soll. Die Fahrzeuge der
Mieter werden somit unmittelbar vor den Containern abgestellt. Die Mieter nutzen damit in der
Regel nicht die im Lageplan dargestellten Stellplatze westlich des Biros. Die nachgewiesenen
Stellplatze werden damit nur fur das Buro (14,79 m? Grundflache) bendtigt.

Die Satzung uber die Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge der Gemeinde Niedern-
berg
ist damit eingehalten.

Nachbarbeteiligung
Die benachbarten Grundstiickseigentimer haben dem Bauvorhaben zugestimmt.

Ausbau Dachgeschoss

T A FI.Nr. 115, Quergasse 5, Niedernberg
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Beschluss:

Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Niedernberg erteilt zum o. g. Bauvorhaben und
den damit verbundenen Antrdgen auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans
bzgl.

- Anzahl der Vollgeschosse
- Wandhohe
- Dachneigung

das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB.
Abstimmungsergebnis: Ja:9 Nein: 1

Sachverhalt:

Das geplante Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Mainufer® sowie im
Geltungsbereich der Satzung zur Baugestaltung in der Ortsmitte der Gemeinde Niedernberg
(Gestaltungssatzung). Die Antragstellerin beabsichtigt den Ausbau des Dachgeschosses des
bereits bestehenden Wohnhauses.

Grundflachenzahl

Die Grundflachenzahl (GRZ) gibt an, wieviel Quadratmeter Grundflaiche je Quadratmeter
Grundsttcksflache zulassig sind. Die zulassige Grundflache ist der Anteil des Baugrundstticks,
der von baulichen Anlagen tberdeckt werden darf. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans
~Mainufer" betragt die GRZ 1,0.

Die GRZ | umfasst das Hauptgebdude und betragt 0,12, die GRZ Il enthalt die Grundflachen
aller baulichen Anlagen auf dem Grundstiick und betragt 0,30.

Damit wird die Festsetzung eingehalten.

Anzahl der Vollgeschosse

Im Bebauungsplan ,Mainufer” ist die Anzahl der Vollgeschosse festgesetzt. Fur das Baufenster
in dem das Wohnhaus errichtet wurde ist geregelt, dass maximal zwei Vollgeschosse errichtet
werden dirfen. Als Vollgeschosse gelten die Geschosse, die vollstéandig Uber der nattrlichen
oder festgelegten Gelandeaoberflache liegen und Uber mindestens zwei Drittel ihrer Grundflache
eine Hohe von mindestens 2,30 m haben.

Das Wohnhaus ist in vier Geschosse (KG, EG, OG, DG) sowie einen Spitzboden aufgeteilt. Das
Kellergeschoss befindet sich gréftenteils unterhalb der Geldndeoberfliche und ist demnach
kein Vollgeschoss. Der Spitzboden ist ebenfalls kein Vollgeschoss. Das Dachgeschoss ist laut
des vorliegenden Vollgeschossnachweises ein Vollgeschoss. Die Anzahl der Vollgeschosse
wird durch den geplanten Ausbau des Dachgeschosses somit tberschritten (insgesamt drei
Vollgeschosse).

Hierfir wurde eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans beantragt. In der
Begrundung wurde dargestellt, dass die Uberschreitung der Vollgeschosse der Schaffung von
dringend bendtigtem Wohnraum dient. Weiterhin ist nach Auffassung des Entwurfsverfassers
ein nachtraglicher Ausbau von ungenutzten Dachgeschossen aufgrund des schonenden Um-
gangs mit den natirlichen Ressourcen zu befiirworten. Der Bauantrag verfolgt dieses Ziel. Laut
den Festsetzungen des Bebauungsplans sind insgesamt drei Wohnungen zuléssig, jedoch nur
zwei Vollgeschosse. Zur wirtschaftlichen und sinnvollen Schaffung einer zusétzlichen Wohnung
im Dachgeschoss wird jedoch das Dachgeschoss zum Vollgeschoss. Der Entwurfsverfasser
gibt an, dass durch die Befreiung nachbarschaftliche Belange nicht beeintrachtigt und die
Grundzuge des Bebauungsplans durch das dritte Vollgeschoss nicht berthrt werden. Weiterhin

Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 31.01.2023 Seite 6 von 9



gibt er an, dass das Mal3 der baulichen Nutzung (hier insbesondere nachfolgender Punkt bzgl.
der Geschossflachenzahl) eingehalten wird.

Die Gemeindeverwaltung sieht insbesondere keine Probleme in der Uberschreitung der maxi-
malen Anzahl der Vollgeschosse. Das Wohnhaus ist freistehend und zurlickversetzt; die Ge-
schossflachenzahl (siehe nachfolgender Punkt) wird deutlich eingehalten.

Geschossflachenzahl

Die Geschossflachenzahl gibt an, wie viele Quadratmeter Geschossflache je Quadratmeter
Grundstucksflache zulassig sind. Die Geschossflachenzahl (GFZ) ist im Bebauungsplan ,Main-
ufer” mit maximal 1,6 festgelegt und wird durch das Bauvorhaben mit einer GFZ von 0,33 ein-
gehalten.

Dachneigung
Laut dem Bebauungsplan ,Mainufer® betragt die Dachneigung mindestens 45° und hdchstens

55°. Diese Bestimmung ist ebenfalls in § 3 Abs. 2 Nummer 2.1 der Gestaltungssatzung festge-
setzt.

Das Haupthaus soll kiinftig eine Dachneigung von 45° haben. Dies stellt eine Verbesserung
zum aktuellen Bestand dar, da das bestehende Dach derzeit eine Dachneigung von 35° auf-
weist. Damit wird durch das neu geplante Dach des Haupthauses die Festsetzung eingehalten.

Der Quergiebel ist mit einer Dachneigung von 40° geplant und unterschreitet diese Festsetzung
somit.

Die Antragstellerin hat hierflr eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans bzw.
eine Abweichung von der Gestaltungssatzung beantragt. In der Begriindung ist angegeben,
dass eine gréRere Dachneigung fir den Quergiebel durch den bestehenden Kamin nicht mog-
lich ist. Eine Verschiebung des Quergiebels ist durch die geplante Raumeinteilung nicht sinnvoll
und wirde eine asymmetrische Ansicht ergeben. Weiterhin ist dieser von der Stral3e aus nicht
einsehbar, weshalb nachbarschaftliche Belange nicht beeintrachtigt werden.

Die Gemeindeverwaltung sieht insbesondere dadurch, dass der Quergiebel straf3enseitig nicht
einsehbar ist, keine Probleme in der Unterschreitung der Dachneigung.

Der Stadteplaner stimmt dieser Ansicht in seiner Stellungnahme zu:

,Der beantragte Zwerchgiebel ist ein untergeordnetes Bauteil. Die Verringerung der hier zulas-
sigen Dachneigung auf 40° ist ortsgestalterisch kein Problem, sogar die bessere L6sung als >
45°, Dem Antrag auf Abweichung von der Gestaltungssatzung sollte entsprochen werden.*

Wandhdhe

Die Wandhohe ist das Mal3 von der Gehweg-Hinterkante bis zum Schnittpunkt der Wand mit
der Dachhaut bzw. der obere Abschluss der Wand. Nach dem Bebauungsplan ,Mainufer darf
die Wandhohe bei zweigeschossigen Wohngebauden 6,60 m nicht Gberschreiten.

Durch den Umbau des Dachgeschosses soll die Wandhohe des Haupthauses kiinftig 7,69 m
betragen. Die Festsetzung wird damit um 1,06 m tberschritten. Die Wandhthe des Dachgiebels
soll kiinftig 9,01 m betragen. Die Festsetzung wird damit um 2,41 m Gberschritten.

Hierfir wurde eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans beantragt. In der
Begrindung wurde angegeben, dass nachbarschaftliche Belange durch die Befreiung nicht be-
eintréachtigt und die Grundziige des Bebauungsplans nicht bertihrt werden. Ebenfalls beschreibt
der Entwurfsverfasser in der Begriindung, dass fir einen zeitgemaf3en Ausbau des Dachge-
schosses zu einer Wohnung die Anhebung des Hauptdachs fir eine angenehme Raumhdhe
zweckmaRig bzw. erforderlich ist.
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Die Hinterkante der offentlichen Verkehrsflache liegt 0,21 m niedriger als die Gelandeoberflache
des Grundstlcks, wodurch sich faktisch eine Wandhdhe des Haupthauses von 7,47 m ergibt.
Durch den Ausbau des Dachgeschosses wird die Wandhdhe zum Bestand nur um ca. 0,8 m
erhoht. Die deutliche Uberschreitung des Quergiebels entsteht durch die geringere Dachnei-
gung. Aufgrund dieser ist der Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut weiter oben als der, des
Haupthauses. Faktisch hat der Quergiebel jedoch eine geringere Firsthéhe als das Haupthaus.
Insbesondere, da das Haus freistehend ist und der Quergiebel nicht von der Stral3e einsehbar
ist, sieht die Gemeindeverwaltung keine Probleme in der Uberschreitung der Wandhéohe.

Abstandsflachen

Vor den AulRenwanden von Gebauden sind Abstandsflachen von oberirdischen Gebauden frei-
zuhalten (Art. 6 Abs. 1 Satz 1 BayBO). Die Tiefe der Abstandsflache bemisst sich nach der
Wandhohe; sie wird senkrecht zur Wand gemessen. Die Hohe von Dachern mit einer Neigung
von bis einschlie3lich 70 Grad wird zu einem Drittel der Wandhohe, von Déachern mit einer Nei-
gung von mehr als 70 Grad voll der Wandhohe hinzugerechnet. Dies ergibt das Mal3 ,H“. Die
Tiefe der auf dem Grundstlick selbst liegen.

Der Antragsteller beantragt die Abweichung von Vorschriften der Bayerischen Bauordnung.
Durch die geplante Erhéhung des Daches liegen Abstandsflachen von 1,99 m2 auf dem Nach-
bargrundsttick mit der FI.Nr. 120. In der Begrindung ist angegeben, dass ein Teilbereich bereits
mit einem Nebengebdude bebaut ist und dies somit keine Auswirkung hat. Ferner sind im gan-
zen alten Ortskern Abstandsflacheniberschreitungen vorhanden.

Die Bauaufsichtsbehdrde kann unter Wirdigung der 6ffentlich-rechtlich geschiitzten nachbarli-
chen Belange mit den o6ffentlichen Belangen Abweichungen von Anforderungen der Bayeri-
schen Bauordnung zulassen.

Stellplatze
Auf dem Grundstiick werden 2 Stellplatze fur das Bauvorhaben errichtet. Notwendig sind laut

dem Bebauungsplan ,Mainufer® pro Wohneinheit 1,5 Stellplatze. Ist die Wohneinheit kleiner als
50 m? so ist ein Stellplatz notwendig.

Durch das Bauvorhaben entsteht eine neue Wohneinheit mit einer Grundflache von mehr als 50
mz2. Die bestehenden zwei Wohneinheiten werden nicht verandert, weshalb hierfiir keine Stell-
platze nachgewiesen werden missen. Aus diesem Grund sind insgesamt 1,5 = 2 Stellplatze
notwendig.

Nach 8§ 3 Nr. 1 Buchstabe a der Satzung Uber die Herstellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeu-
ge der Gemeinde Niedernberg wirden hier ebenfalls 2 Stellplatze gefordert werden. Diese
Festsetzung ist damit eingehalten.

Nachbarbeteiligung
Bis auf einen Eigentimer haben die benachbarten Grundstiickseigentiimer dem Bauvorhaben
zugestimmt. Ein Eigentimer konnte laut Aussage der Antragstellerin nicht erreicht werden.

Beteiligung als Nachbarkommune, Anderung des Flachennutzungsplans und
TOP 5 Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans der Stadt Aschaf-
fenburg, Gebiet "Sitdwestlich Obernburger Stral3e"

Zur Kenntnis genommen

Mitteilung:
Die Gemeinde Niedernberg wird Mitte Dezember (iber die Anderung des Flachennutzungsplans

sowie Uber die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans informiert. Bei beiden
Beteiligungen ist das Vorhaben eine 730-kWp-Freiflachen-Photovoltaikanlage inkl. einer zuge-
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horigen Trafostation zu errichten angestrebt. Der Bau- und Umweltausschuss hat sich im Rah-
men der vorgezogenen Beteiligung bereits in seiner Sitzung am 27.07.2021 mit diesem Thema
beschaftigt. Da das Gelande nur an die Gemarkung des Marktes Grof3ostheim angrenzt, hat die
Gemeinde Niedernberg in diesem Rahmen keine Bedenken und Anregungen zur Anderung des
Flachennutzungsplanes im Bereich ,Obernburger Stralle“ sowie zur Bebauungsplanaufstellung
im Bereich ,Stdwestlich Obernburger StraRe“ auf der FI.Nr. 3021, Gemarkung Leider, vorge-
bracht.

Die Gemeindeverwaltung hat aufgrund der Fristen (Beteiligung bis 20.01.2023) die Stellung-
nahme von Mitte 2021 bestatigt.

Die Unterlagen zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans fiir das Gebiet
~oudwestlich Obernburger Stralle“ konnen hier eingesehen werden: https://www.o-
sp.de/aschaffenburg/plan?L1=7&pid=61595

Die Unterlagen zur Anderung des Flachennutzungsplanes im Bereich ,Obernburger StraRe*
koénnen hier eingesehen werden: https://www.o-sp.de/aschaffenburg/plan?L1=7&pid=61593

Einbringen von Hindernissen in den 6ffentlichen Verkehrsgrund, Uberfahrhil-

TOP 6
fen

Zur Kenntnis genommen

Mitteilung:
In Art. 32 Abs. 1 StraRenverkehrsordnung heil3t es ,Es ist verboten, die Stra’e zu beschmutzen

oder zu benetzen oder Gegenstande auf StrafRen zu bringen oder dort liegen zu lassen, wenn
dadurch der Verkehr geféahrdet oder erschwert werden kann. Wer fir solche verkehrswidrigen
Zustande verantwortlich ist, hat diese unverziglich zu beseitigen und diese bis dahin ausrei-
chend kenntlich zu machen.*

In Niedernberg haben mehrere Grundstiickseigentimer sogenannte Uberfahrhilfen in die Stra-
Re eingebracht. Das Einbringen von Gegenstanden, wozu auch die Uberfahrhilfe zahlt, stellt
das Einbringen eines Hindernisses in den oOffentlichen Verkehrsgrund und damit eine Ord-
nungswidrigkeit dar.

Ende 2022 verungliickte eine Fahrradfahrerin an einer solchen Uberfahrhilfe. Der Vorfall ist po-
lizeilich dokumentiert. Schadensersatzfragen laufen derzeit.

Die Gemeindeverwaltung hat zunéchst im letzten Amt- und Mitteilungsblatt 2022 Uber den
Sachverhalt informiert und nun im Januar mehrfach zur Beseitigung der Uberfahrhilfen aufge-
fordert. Mittlerweile werden durch die Vertffentlichung weitere Schadensfalle und Problemstel-
len bekannt. Im Februar erfolgen nun Kontrollen. Die Eigentiimer der Anwesen, vor welchen zu
diesem Zeitpunkt noch Uberfahrhilfen liegen, werden mit Fristsetzung nochmals persénlich auf-
gefordert diese zu beseitigen. Erfolgt dies trotz personlicher Aufforderung nicht, muss mittels
Verwaltungszwang vorgegangen werden.

Antrag Peter Reinhard

In diesem Zusammenhang beantragt Peter Reinhard, dass die Mdglichkeit geschaffen wird auf
Antrag und Kosteniibernahme des anliegenden Grundstiickeigentiimers eine Bordsteinabsen-
kung umzusetzen. Die Verwaltung prift den Vorschlag.

Jurgen Reinhard Marion Debes
Erster Blargermeister Schriftfihrer/in

Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 31.01.2023 Seite 9 von 9


https://www.o-sp.de/aschaffenburg/plan?L1=7&pid=61595
https://www.o-sp.de/aschaffenburg/plan?L1=7&pid=61595
https://www.o-sp.de/aschaffenburg/plan?L1=7&pid=61593

	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	SMC_BM_SNFUNK
	Anwesenheit
	Entschuldigt
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	BM_TEXT2
	Y-100-G-BAYBO-A-6-X-1-Sz-1
	Y-100-G-BAYBO-A-6-X-1-Sz-2
	Y-100-G-BAYBO-A-6-X-1-Sz-3
	Y-100-G-BAYBO-A-6-X-3
	Y-100-G-BAYBO-A-6-X-2-Sz-2
	Y-100-G-BAYBO-A-63-X-1-Sz-2
	Betreff
	Nummer
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Wortprotokoll
	Zu
	BM_Text4

